
Der Verteidiger des Angeklagten L. verneint die 
Schuld des Angeklagten an der Verursachung der Tö­
tung und Körperverletzung der bei dem Unfall 
geschädigten Arbeiter. Er meint, der Angeklagte könne 
nur wegen Verletzung der ASchVO bestraft werden.

Richtig hat er hervorgehoben, daß ein Verschulden an 
der Herbeiführung des Unfalles nur vorliegt, wenn 
der Angeklagte die Folgen des Austritts von Kohlen­
staub, die in der Beschädigung des Lebens und der 
Gesundheit von Werktätigen bestehen, vorausgesehen 
hat oder hätte voraussehen können und müssen und 
dennoch pflichtwidrig nichts zur Abwendung dieser Ge­
fahren unternommen hat. Seine weiteren Ausführungen, 
diese Voraussetzungen wären nur gegeben gewesen, 
wenn der Angeklagte L. die ASAO Nr. 523 konkret ge­
kannt hätte, gehen jedoch fehl.

Es mag zutreffen, daß der Angeklagte nur ungenü­
gende technische Kenntnisse besaß, um die einzelnen 
Gefahrenquellen aus dieser Sachkenntnis heraus auf­
decken zu können, daß er erst auf wiederholtes Zureden 
im Jahre 1956 die Funktion als Sicherheitsinspektor 
übernommen hat und daß er von der Werkleitung und der 
Arbeitsschutzinspektion hätte besser angeleitet werden 
müssen. Es ist aber ebenso eine Tatsache, daß in einem 
Staat, in dem erst vor wenigen Jahren die Arbeiter­
klasse die herrschende Klasse geworden ist, die not­
wendigen Kader nicht fertig vorhanden sind, sondern 
erst aus den Reihen der Arbeiterklasse herangebildet 
werden müssen und daß sich jeder neu in ein Arbeits­
gebiet eingesetzte Funktionär erst einarbeiten und Er­
fahrurigen sammeln muß. Das erfordert andererseits 
aber auch Eigeninitiative des einzelnen Funktionärs, um 
sich fehlende Kenntnisse zu verschaffen, damit er der 
Gesellschaft das geben kann, was von ihm erwartet 
wird. Hieran hat es beim Angeklagten gefehlt.

Vom Angeklagten L., dessen spezielle und alleinige 
Aufgabe darin bestand, als' Gehilfe des Werkleiters für 
die Durchsetzung des Arbeitsschutzes zu sorgen, konnte 
entgegen der Ansicht des Verteidigers durchaus die 
Durchsicht des Verzeichnisses über die bisher erschie­
nenen ASAO verlangt werden, um die für den Betrieb 
in Frage kommenden beschaffen zu lassen. Hierzu war 
er wegen seiner nur ungenügenden technischen Kennt­
nisse besonders verpflichtet; denn diese ASAO sollen 
den Arbeitsschutz auch dort durchsetzen helfen, wo die 
Funktionäre mangels eigener Fachkenntnisse nicht alle 
Unfallquellen erkennen können. Abgesehen davon, daß 
ihm nicht geglaubt werden kann, er habe von der Ge­
fährlichkeit des Kohlenstaubes, die jeder Arbeiter des 
Betriebes kannte, im Laufe seiner über sechsjährigen 
Tätigkeit im Flanschenwerk nichts erfahren, wäre er 
bei ordentlicher Durchführung seiner Arbeit eindring­
lich darauf hingewiesen worden. Hätte er sich mit 
seinem Haupthandwerkzeug, dem Handbuch für Ar­
beitsschutz, befaßt, dann hätte er bereits bei Durch­
sicht des Inhaltsverzeichnisses den Abschnitt über 
Kohlen- und Koksstaub beachtet. Er hätte sich, da das 
Vorhandensein einer großen Kohlenstaubanlage im Be­
trieb nicht zu übersehen war, mit den darüber im 
Handbuch enthaltenen Ausführungen vertraut gemacht 
und dabei eindringlich die außerordentlichen Gefahren 
beim Umgang mit Kohlenstaub erkannt und für die 
Anschaffung der speziellen ASAO gesorgt.

Der Angeklagte hat es auch nicht verstanden, die breite 
Mitwirkung der Arbeiter des Betriebes und ihrer ge­
werkschaftlichen Organe zur Verbesserung seiner und 
des Werkleiters Leitungstätigkeit auf dem Gebiete des 
Arbeitsschutzes zu organisieren und diese somit in die 
Leitungstätigkeit einzubeziehen. Das wäre ihm um so 
schneller gelungen, je besser er es verstanden hätte, 
den Werktätigen klarzulegen, daß die Belange des 
Arbeitsschutzes mit den Bemühungen um Steigerung 
der Arbeitsproduktivität untrennbar verbunden 6ind 
und daß das Ziel der Produktion im Sozialismus nur 
darauf gerichtet ist, den Menschen ein besseres Leben 
zu sichern. Dazu gehört die Gesunderhaltung der Men­
schen, nicht nur, damit sie produzieren, sondern damit 
sie auch an den Früchten ihrer Arbeit teilhaben kön­
nen. Wäre er diesen Weg gegangen, dann hätte er auch 
auf diese Weise die Gefahrenquellen im Betrieb schnel­
ler erkannt. Besonders wertvoll wäre die Ausnutzung 
der Erfahrungen langjähriger Arbeiter an bestimmten

Maschinen und Anlagen gewesen, wie etwa die des 
Arbeiters W., der jahrzehntelang die Kohlenstaub­
anlage bediente. Sie hätte zu einer bedeutenden Ver­
besserung der Arbeitsschutzmaßnahmen an der Kohlen­
staubanlage, noch über die in der ASAO Nr. 523 ent­
haltenen Mindestforderungen hinaus, geführt

Hieraus ergibt sich, daß der Angeklagte L. bei ge­
wissenhafter Erfüllung seiner Pflichten die Gefahren 
der Kohlenstaubanlage und die Möglichkeit eines Un­
falles hätte erkennen können und müssen. Er ist daher 
nicht nur der Verletzung der ASchVO, sondern auch 
der fahrlässigen Tötung und der fahrlässigen Körper­
verletzung schuldig.

Bei der Gesamtbewertung des strafbaren Verhaltens 
der Angeklagten war in erster Linie davon auszugehen, 
daß die Angeklagten leichtfertig und sorglos die Ge­
sundheit und das Leben der Werktätigen schwer schä­
digten. Wiederholt hat die Partei der Arbeiterklasse, 
der auch die Angeklagten angehörten, den Leitungs­
kadern ausführlich und geduldig dargelegt, daß sie die 
wichtige Aufgabe haben, Menschen zu einem sozialisti­
schen Kollektiv zu erziehen, und daß dazu die Sorge um 
den Menschen als oberstes Gebot eines sozialistischen 
Staates gehört. Deshalb wurde auch in der Einleitung 
zur ASchVO ausdrücklich festgelegt, daß die Fragen 
des Arbeitsschutzes in den Brennpunkt der Aufmerk­
samkeit aller Leiter der Wirtschaftsorgane der Betriebe 
und derjenigen gehören, die mit der technischen Sicher­
heit und den Kontrolle der Einhaltung des Arbeits­
schutzes beauftragt sind. Diesen Grundsatz des Arbeits­
schutzes haben die Angeklagten gröblichst mißachtet. 
Durch die Vernachlässigung des Arbeitsschutzes wirkten 
sie dem ökonomischen Fortschritt in der Produktion und 
damit der Lösung der ökonomischen Hauptaufgabe ent­
gegen, schafften eine Atmosphäre der Unsicherheit 
unter den Arbeitern und verschärften den Mangel an 
Arbeitskräften. Besonders schwerwiegend fällt ins Ge­
wicht, daß vier Arbeiter getötet und vier zum Teil 
erheblich verletzt worden sind. Allein dem Umstand, 
daß sich zur Zeit des Unfalls nur wenige Arbeiter 
in der Halle aufhielten, ist es zu verdanken, daß nicht 
noch schwerere Folgen eintraten. Neben, der Gefähr­
dung der Sicherheit einer großen Anzahl von Arbeitern 
ist der durch den von den Angeklagten herbeigeführten 
Unfall entstandene Produktionsausfall von 80—90 TDM 
ein besonders erschwerender Umstand. Daß sich die 
Angeklagten um den wichtigen Betriebsteil, die 
Schmiede, von der sie wußten, daß sie vermittels einer 
besondere Gefahren in sich bergenden Kohlenstaub­
anlage betrieben wird, so wenig gekümmert haben, daß 
nicht die minimalste Sicherheit gewährleistet war, legt 
ihnen, als den vom Staat der Arbeiter und Bauern be­
rufenen verantwortlichen Wirtschaftsfunktionären, eine 
besonders schwere Schuld auf. Daran ändert auch der 
Umstand nichts, daß die betrieblichen Gewerkschafts­
organe die ihnen übertragenen Kontrollrechte nicht ge­
nügend wahrgenommen sowie einige andere mit der 
Gewährleistung der Sicherheit befaßten Stellen un­
genügend angeledtet und kontrolliert haben. Dadurch 
wird die Eigenverantwortlichkeit der Angeklagten nicht 
berührt.

Die Angeklagten kann auch nicht entlasten, daß sie 
glaubten, sich auf W., der als zuverlässiger Arbeiter 
galt, verlassen zu können. Darin liegt eine Unter­
schätzung der Arbeitsschutzanordnungen, die eine Ver­
allgemeinerung der Gesamterfahrungen zur Gewähr­
leistung der Sicherheit an gleichen oder ähnlichen 
Betriebsanlagen enthalten. Aufgabe der Angeklagten 
wäre es gewesen, auf der Grundlage der langjährigen 
Erfahrungen des W. die ASAO Nr. 523, die lediglich 
Mindestforderungen enthält, entsprechend den betrieb­
lichen Bedingungen zu ergänzen, wie es in § 1 der ASA.O 
Nr. 1 vorgeschrieben ist. Insoweit wäre es auch Aufgabe 
der betrieblichen Gewerkschaftsorgane gewesen, das 
darin zum Ausdrude kommende Recht der Werktätigen 
auf maximalen Arbeitsschutz mit zu organisieren und 
von ihrem Kontrollrecht Gebrauch zu machen.

Auf der anderen Seite ist zu berücksichtigen, daß die 
Angeklagten in anderer Weise ihre Pflichten als Wirt­
schaftsfunktionäre und als Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik erfüllt haben.

Der Angeklagte Sch. war zur Zeit des Unfalls ein 
Jahr und drei Monate in diesem Betrieb als Werkleiter
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